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Ein Problem mit Menschen,
die keine Laster haben, ist, dass

sie mit ziemlicher Sicherheit
einige nervige Tugenden besitzen.

ELIZABETH TAYLOR (1932 – 2011)

Ringen um verkaufsoffene Sonntage
Ob es in diesem Jahr zusätzliche Öffnungszeiten geben kann, so wie ein Wirtschaftsverband sie fordert, ist ungewiss

Bremen. Verkaufsoffene Sonntage sind für
Einzelhandel und Gastronomie ein wichtiger
Umsatzbringer. Damit könnten solche Tage,
an denen die Geschäfte und Restaurants zu-
sätzlich geöffnet haben dürfen, zumindest ein
kleiner Baustein sein, um die Rückgänge der
Unternehmen in den vergangenen Monate zu
kompensieren. Doch ganz so einfach ist es
nicht. Denn verkaufsoffene Sonntage dürfen
bundesweit nur anlassbezogen veranstaltet
werden. So sehen es nicht nur Absprachen
zwischen Politik, Gewerkschaften, Kirchen
und Wirtschaft vor, sondern auch das Gesetz.

Der Wirtschaftsverband Die Familienunter-
nehmen fordert nun, man möge in Bremen
dem Beispiel der niedersächsischen Nachbarn
folgen und bis Ende des Jahres zusätzliche ver-
kaufsoffene Sonntage erlauben. „Der Einzel-
handel braucht eine Chance, um die fehlen-
den Umsätze zumindest in Teilen auszuglei-
chen“, begründet der Landesvorsitzende des
Verbandes, Peter Bollhagen. Die Geschäfte
hätten schwer zu kämpfen, nicht nur mit der
Krise, sondern auch mit der Konkurrenz durch
den Onlinehandel. Die Zukunft des Einzel-
handels und damit vieler Arbeitsplätze hängt
aus Sicht des Verbandes davon ab, wie die
Händler ihr Geschäftsmodell weiterentwi-
ckeln. „Der Senat muss ihm dafür die nötigen

Freiheiten geben und darf nicht auf der
Bremse stehen“, sagt Bollhagen, „die Händler
brauchen daher mehr Flexibilität und zusätz-
liche Verkaufstage.“

Allerdings gab es in Niedersachsen zuletzt
einige Irritationen rund um das Thema. Vor
gut einer Woche hieß es zunächst, Landesre-
gierung, Kirchen und Verbände hätten sich
darauf verständigt, die Hürden für eine Sonn-
tagsöffnung zu senken. Konkret sollte jede
Kommune vier verkaufsoffene Sonntage ab-
halten dürfen, Anlass könnten ausnahms-
weise auch kleinere Veranstaltungen oder
Märkte sein. „Dies schafft einen Anreiz für die

Kunden und ist eine große Chance für den Ein-
zelhandel“, sagte Wirtschaftsminister Bernd
Althusmann (CDU). Die Landesallianz freier
Sonntag – ein Bündnis aus Gewerkschaften,
kirchlichen und sozial engagierten Verbänden
– veröffentlichte allerdings noch am selben
Tag eine Stellungnahme, in der sie unter an-
derem darauf pochte, dass Anlässe für ver-
kaufsoffene Sonntage weiter „angemessen“
sein müssten. „Für uns ist der Sonntag kein
Shopping-Tag“, sagte Rüdiger Wala von der
Landesallianz.

Auch in Bremen sind Anlässe für verkaufs-
offene Sonntage bislang zumeist solche ge-

wesen, die viele Menschen mobilisieren: Frei-
markt, Osterwiese oder die Maritime Woche
gehörten dazu. Doch Großveranstaltungen
wie diese sind bis mindestens Ende August
verboten. Wie es danach weitergeht, ist unge-
wiss. Und damit auch, ob und zu welchen An-
lässen es in diesem Jahr überhaupt Sonntags-
öffnungen des Einzelhandels geben kann.

An einem normalen verkaufsoffenen Sonn-
tag seien die Umsätze bei den Geschäften und
der Gastronomie „signifikant höher“ als an
anderen Tagen, sagt Stefan Brockmann, der
als stellvertretender Vorsitzender der City-In-
itiative vorsteht und Vorsitzender des Einzel-
handelsausschusses der Handelskammer ist.
Entsprechend würde sich der Einzelhandel
freuen, wenn in den kommenden Monaten
noch verkaufsoffene Sonntage veranstaltet
würden. Er sagt aber auch: „Das geht natür-
lich nur, wenn es der rechtliche Rahmen er-
laubt.“ Und ob diese Voraussetzungen in den
kommenden Wochen und Monaten anders
seien als jetzt, ließe sich derzeit nicht abschät-
zen. „Daher ergibt es in dieser Situation nur
wenig Sinn, Forderungen zu stellen. Wir müs-
sen abwarten.“ Die Gewerkschaft Verdi war
am Mittwoch nicht zu erreichen, das Wirt-
schaftsressort verwies am Abend auf die Ge-
sundheitsbehörde. Laut Radio Bremen gibt es
im Senat bislang keine Überlegungen, zusätz-
liche verkaufsoffene Sonntage abzuhalten.

Blick in die Söge-
straße an einem ver-
kaufsoffenen Sonn-
tag: Die derzeit
geltenden Abstands-
regeln könnten bei
Publikumsverkehr
wie diesem nur
schwer eingehalten
werden.
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von Maren Beneke

Bremen. Seit längerer Zeit war es ziemlich ru-
hig um das Alte Sportamt, das sich seit dem
2017 mit der Stadt geschlossenen mietfreien
Leihvertrag in der Obhut des Vereins Klap-
stuhl befindet. Ruhig ist es in der Pauliner
Marsch auch im Moment, am 20. März verab-
schiedete der Verein den laut Homepage
selbstorganisierten und unkommerziellen
Raum „mit solidarischen Grüßen“ in eine un-
bestimmte Corona-Pause: keine Konzerte,
Partys oder Workshops für das zumeist junge,
linksalternative Spektrum.

Das war vor der Pandemie allerdings an-
ders, und deshalb rückt der einstmalige Be-
hördensitz wieder ins politische Bewusstsein.
Der Senat wird sich in seiner Sitzung am 1.
September mit dem Alten Sportamt befassen,
und die Diskussion vor allem zwischen Innen-
senator Ulrich Mäurer (SPD) und Finanzsena-
tor Dietmar Strehl (Grüne) wird dann womög-
lich etwas härter. Auslöser ist eine Kleine An-
frage des CDU-Abgeordneten Thomas vom
Bruch. Der stellvertretende Fraktionschef hat
den Mitte Juli veröffentlichten Bericht des
Verfassungsschutzes gelesen und festgestellt,
dass das Alte Sportamt beziehungsweise
seine Nutzer darin auftauchen, und zwar in
Passagen über linksextremistische Gewalt.

Zum einen wird in dem Bericht erwähnt,
dass die seit 2008 bestehende „Basisgruppe
Antifaschismus“, die die Verfassungsschützer
als gewaltorientiert und verfassungsfeindlich
gesinnt beschreiben, 2018 ihr zehnjähriges Be-
stehen im Alten Sportamt feierte. Brisanter

ist eine andere Begebenheit: Mitte November
trainierten in den Räumen linke Aktivisten,
um sich auf Aktionen der Braunkohlegegner
„Ende Gelände“ unter anderem in der Lausitz
vorzubereiten. „Ziel des Trainings war es“,
heißt es unter dem Punkt „Klimaproteste“,
„die Teilnehmer auf ein Aufeinandertreffen
mit der Polizei vorzubereiten und zum Bei-
spiel das Durchbrechen und Umfließen einer
polizeilichen Absperrung zu üben“.

Womöglich extremistische Aktivisten, die
Aktionen gegen staatliche Organe auf von

ebendiesem Staat bezahltem Grund und Bo-
den proben? Für vom Bruch wirft das viele Fra-
gen auf, insgesamt 13 stehen auf der Liste für
den Senat. „Wer ist da unterwegs und was pas-
siert da? Das will meine Fraktion wissen“, sagt
der Abgeordnete. „Ich bin wirklich gespannt
auf die Antworten.“ Die Position der CDU sei
dabei klar. Gegen kulturelle Aktivitäten einer
politisch linken Jugendszene sei nichts einzu-
wenden. „Aber wir sind nicht der Auffassung,
dass es die Öffentlichkeit akzeptieren muss,

dass direkt oder indirekt gegen den Staat ge-
plante Aktionen von öffentlichem Kapital pro-
fitieren“, sagt vom Bruch.

Unter anderem will er deshalb wissen, in-
wieweit dem Senat Überschneidungen der
Sportamts-Nutzer zur linksextremen Szene
bekannt sind. Und wie die Lage insgesamt ein-
geschätzt wird, ob etwa die Vereinbarungen
des Leihvertrags, der Klapstuhl die Nutzung
auf unbefristete Zeit, aber nur in den Mona-
ten April bis Oktober gewährt, regelmäßig
überprüft werde. Welcher Art sind die Aktivi-
täten und haben sie politischen Charakter?

Beteiligt an den Antworten sind neben dem
Ressort von Bausenatorin Maike Schaefer
(Grüne), das einmal pro Jahr prüft, ob alle
bauordnungsrechtlichen Vorgaben eingehal-
ten werden – also zum Beispiel das Verbot,
dort Heizstrahler aufzustellen – vor allem In-
nen- und Finanzbehörde. Für deren ehema-
lige Senatorin Karoline Linnert (Grüne) war
es in der Diskussion in der Zeit nach der ille-
galen Besetzung des Sportamts ab 2015 eine
Art politische Herzensangelegenheit gewe-
sen, die aktuelle Vertragslösung zu erreichen.

In der Innenbehörde betrachtet man die Si-
tuation kritischer. „Wir nehmen das Thema
Linksextremismus sehr ernst und auch das
Thema des Alten Sportamts ist eines, das uns
beschäftigt“, sagt Sprecherin Rose
Gerdts-Schiffler. Bei der Vorstellung des Ver-
fassungsschutzberichtes hatte Senator Mäu-
rer angesichts von 127 Straftaten aus dem
politisch linken Lager von seinen „wachsen-
den Sorgen“ gesprochen, weil auch die Links-
extremen seiner Einschätzung nach auch in

Bremen inzwischen nicht mehr davor zurück-
schreckten, Verletzungen oder gar Tote bei
ihren Aktionen in Kauf zu nehmen. Insge-
samt werden in Bremen gut 230 Personen zur
militanten linken Szene gerechnet. Die Auf-
klärung ihrer Taten, darunter zuletzt An-
schläge auf Polizeireviere und Wohnungs-
baugesellschaften, ist für die Polizei enorm
schwierig.

Klapstuhl äußerte sich auf Nachfrage des
WESER-KURIER nicht zur aktuellen Situa-
tion. Vom Bruch hält eine öffentliche Diskus-
sion für wichtig, auch mit Blick auf die bun-
desweit gesunkene Hemmschwelle, Polizei
und Ordnungshüter zu attackieren. „Wir wol-
len nicht, dass auch Bremen ein Hotspot lin-
ker Gewalt wird“, sagt er.

Fragen rund um das Alte Sportamt
Laut Verfassungsschutz sollen Linksextreme dort Aktionen gegen die Polizei geübt haben

von nina WillBorn

„Wer ist da
unterwegs und
was passiert da?
Das wollen
wir wissen.“
Thomas vom Bruch,
CDU-FraktionFO
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Von der Behörde zum Kulturzentrum
Bis 2006 saßen Beamte des Sportressorts in der
Pauliner Marsch, inzwischen arbeitet das Sport-
amt im Tivoli-Hochhaus. Nach dem Auszug
überlegte erst Werder Bremen, die Immobilie
für das eigene Internat zu nutzen, verwarf diese
Idee aber und bezog sie lediglich beim Stadion-
umbau 2008 mit einem Planungsbüro. Danach
stand das Haus bis 2011 leer, dann wurde es
Klapstuhl zunächst zur vorübergehenden Nut-
zung überlassen. Im April 2015 kam es zum Kon-
flikt: Weil die Nutzung auslaufen sollte, be-
setzte die linke Szene das Haus. Es folgten 2016
eine Räumungsklage der Stadt und eine Solida-
ritätswelle der Kulturszene mit den Besetzern.
Ende August 2017 einigten sich beide Seiten auf
einen unbefristeten Leihvertrag. NIW

Das Alte Sportamt in der Pauliner Marsch wurde in den Siebzigerjahren als Bürogebäude gebaut. Bis 2006 arbeiteten dort Beamte. FOTO: CHRISTINA KUHAUPT

Bremen/Hannover. Die durchschnittliche
Kinderzahl pro Frau ist in Bremen und
Niedersachsen mit je 1,6 Kindern vergan-
genes Jahr im bundesweiten Vergleich am
höchsten gewesen. Das geht aus am Mitt-
woch veröffentlichten Zahlen des Statis-
tischen Bundesamts in Wiesbaden hervor.
Während diese sogenannte Geburtenzif-
fer in 14 Bundesländern abnahm, blieb sie
neben Bremen nur in Bayern (1,55) unver-
ändert auf dem Vorjahresniveau. In ganz
Deutschland lag die Ziffer bei 1,54 Kin-
dern, 2018 waren es noch 1,57. Frauen in
Bremen und Niedersachsen bekamen ver-
gangenes Jahr auch etwas früher als im
Bundesdurchschnitt Kinder: Mit 29,6 be-
ziehungsweise 29,7 Jahren. Deutschland-
weit waren Mütter bei der Geburt des ers-
ten Babys im Schnitt 30,1 Jahre alt. Zehn
Jahre zuvor lag dieser Wert noch bei 28,8
Jahren.

Höchste Geburtenrate
im vergangenen Jahr

BREMEN UND NIEDERSACHSEN

DPA

Bremen. Bereits in der Nacht von Sonn-
abend, 18. Juli, auf Sonntag, 19. Juli, ist in
Hastedt ein 44 Jahre alter Mann von min-
destens zwei weiteren Männern angegrif-
fen worden. Wie die Polizei jetzt am Mitt-
woch mitteilte, geriet der 44-Jährige vor
einer Kneipe, die zwischen der Strese-
mannstraße und der Straße Feuerkuhle
liegt, in einen Streit, der in einer körperli-
chen Auseinandersetzung endete. Dabei
erlitt der Angegriffene schwere Kopfver-
letzungen und musste in einem Klinikum
behandelt werden. Polizei und Staatsan-
waltschaft ermitteln nun wegen eines ver-
suchten Tötungsdeliktes. Die Polizei bit-
tet um Mithilfe und fragt, wer die Ausein-
andersetzung am vorvergangenen Wo-
chenende gesehen hat. Zeugenhinweise
nimmt der Kriminaldauerdienst unter
Telefon 0421/3623888 entgegen.

44-Jähriger bei Streit
schwer am Kopf verletzt

VOR KNEIPE

GWE

Power-Wochenende bei BSAG

Bremen. Die Gleisbauarbeiten bei der Bre-
mer Straßenbahn AG (BSAG) gehen mit
zwei Power-Wochenenden weiter. Derzeit
laufen die Bauarbeiten im Bereich Gus-
tav-Detjen-Tunnel und Hermann-Bö-
se-Straße. Damit die Arbeiten zügig vor-
angehen, sind zwei Wochenenden vorge-
sehen, an denen rund um die Uhr gearbei-
tet wird. Das hat die BSAG jetzt mitgeteilt.

Das erste Rund-um-die-Uhr-Wochen-
ende startet diesen Freitag. Vom 31. Juli
bis 2. August fährt die Linie 6 dann vom
Flughafen bis Theater am Leibnizplatz
und weiter im Ringverkehr über Wester-
straße, Am Brill, Hauptbahnhof und
Domsheide zurück zum Flughafen. Die
Haltestelle Wilhelm-Kaisen-Brücke wird
nur in Richtung Flughafen bedient.

Zwischen Domsheide und Universität
beziehungsweise Wätjenstraße fahren in
beiden Richtungen die Linien S71 und S72.
Sie bedienen die meisten Haltestellen der
Linie 6. Die Haltestellen Blumenthal-
straße, Joseph-Haydn-Straße, Riensberg,
Berufsbildungswerk und Lise-Meit-
ner-Straße entfallen jedoch ersatzlos.

Die S71 startet an der Domsheide (Steig
G). Von dort geht es via Schüsselkorb, Her-
dentor, Hauptbahnhof, Am Stern (stadt-
auswärts am Fahrbahnrand), Brahms-
straße, Bulthauptstraße, Crüsemannallee,
Busestraße, Kulenkampffallee, Parkallee,
Munte, Wiener Straße, Universität-Süd,
Universität/Zentralbereich zur Universi-
tät-Nord und zurück.

Die S72 startet ebenfalls an der Doms-
heide (Steig G). Von dort geht es via Schüs-
selkorb, Herdentor, Hauptbahnhof, Am
Stern (stadtauswärts am Fahrbahnrand),
Brahmsstraße, Bulthauptstraße, Crüse-
mannallee, H.-H.-Meier-Allee, Emma-
straße (am Fahrbahnrand) zur Wätjen-
straße (Fahrbahnrand) und zurück.

Auch nachts
wird gearbeitet

HPP


